
Selten zuvor haben sich die Politiker so tief
vor den Bürgern verneigt wie in dieser Woche.
Die Kanzlerin lobte die Menschen, die zu den
Bahnhöfen geeilt sind, als die Flüchtlingszüge
ankamen. Die applaudiert haben und die De-
cken, Wasser und Obst mitbrachten. Für den
EU-Kommissionspräsidenten haben die freiwil-
ligen Helfer in der Not sogar den Ruf Europas
gerettet.

Selten zuvor war diese Verneigung der Politik
so angebracht wie in diesen Tagen. Die vielbe-
schworene Bürgergesellschaft war der Politik in
der Flüchtlingskrise einen Schritt voraus. Viele
Deutsche, so scheint es, haben die Notwendig-
keiten, die von der aktuellen Fluchtwelle aus-
gehen, früher erkannt und vor allem auch ak-
zeptiert als die Verantwortlichen in den Parla-
menten und Behörden. Als sich die Vertreter
von Bund, Ländern und Kommunen noch
sträubten und ums Geld stritten, hatten Bürger
die Sache schon in die Hand genommen.

In vielen Notunterkünften läuft ohne die eh-
renamtlichen Helfer nicht viel. Die Vereine, die
Feuerwehr und die Nachbarschaften sorgen da-
für, dass die Aufnahme in einem menschlichen
Rahmen geschieht. Wenn es darum geht, die
Flüchtlinge zu integrieren, wird sich der Staat
auf die Ehrenamtlichen verlassen können. So
wie er es in vielen anderen Bereichen schon
kann. In Deutschland engagieren sich mehr als
23 Millionen Menschen freiwillig – in Bürger-
initiativen, Sportvereinen, sozialen Organisa-
tionen oder Kirchengemeinden. Diejenigen von
ihnen, die Bundespräsident Joachim Gauck
gestern Abend zum Bürgerfest eingeladen hat-
te, können gestärkt wieder nach Hause gehen:
Ohne sie geht es nicht. Ohne Millionen Men-
schen, die sich aus Idealismus für die Solidarge-

meinschaft einsetzen, würde dieser Staat nicht
funktionieren. 

Auch das Ehrenamt aber hat Grenzen. Was
ist, wenn der Winter kommt, und die erste Eu-
phorie verflogen ist? Die staatlichen Institutio-
nen müssen aufpassen, ihre freiwilligen Helfer
nicht zu überfordern.

Berlin hat ein Instrument in der Hand, das bis-
lang stiefmütterlich behandelt wurde: Der Bun-
desfreiwilligendienst, der den früheren Zivil-
dienst ersetzt hat, ist eine wunderbare Möglich-
keit, Freiwillige über einen längeren Zeitraum
verlässlich einzubinden und ihnen zugleich
mehr zu bieten als nur ein Schulterklopfen. Jun-
ge Leute, die nach der Schule etwas ausprobie-
ren wollen, können dies in gesichertem Rahmen
tun – mit einem Taschengeld, Einzahlungen in
die Rentenkassen und mit einem Pluspunkt für
das spätere Bewerbungsschreiben. Ältere Leu-
te, die noch einmal eine Herausforderung su-
chen, können sie im Freiwilligendienst finden,
ohne ganz auf einen Ausgleich zu verzichten. 

Der Bund hat den Freiwilligendienst für die
Flüchtlingskrise bislang nur zaghaft aufge-
stockt. Zu zaghaft. Dies zu ändern wäre sinnvol-
ler, als über die Verpflichtung von Langzeitar-
beitslosen zu debattieren. Denn auch in diesem
Fall gilt: Um Menschen kümmern sich diejeni-
gen am besten, die es freiwillig und damit gern
tun.
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Brüssel irrt, die
Maut kommt,
Gerechtigkeit siegt.
Alexander Dobrindt, CSU,
Bundesverkehrsminister

Die staatlichen
Institutionen
müssen auf-
passen, ihre
freiwilligen

Helfer nicht zu
überfordern. 

Für viele Briten ist er ein Bürgerschreck, und
auch das Establishment seiner eigenen Partei
hält ihn für eine Gefahr: Der 66-jährige Jeremy
Corbyn ist erklärter Sozialist und Spargegner.
Umfragen und Buchmachern zufolge könnte er
die Urwahl zum Chef der oppositionellen La-
bour-Partei in Großbritannien gewonnen haben
— heute wird das Ergebnis verkündet. Corbyn
startete als krasser Außenseiter in den innerpar-
teilichen Wahlkampf. Doch seine Anhänger-
schaft wuchs ständig. Nach Ansicht seiner Fans
bringt er frischen Wind in die Labour-Partei mit
ihrem sozialdemokratischen Kurs. Er hat sol-
chen Zulauf, dass inzwischen sogar von „Cor-

bynmania“ die Rede ist. Viele Gewerk-
schafter und klar links orientierte
Labour-Anhänger haben Corbyn
zu ihrem Hoffnungsträger erklärt.

Nach dem unternehmens- und
marktfreundlichen Kurs von

Ex-Premierminister To-
ny Blair und den Jah-
ren der New Labour
hatte zuletzt Ed Mi-
liband als Partei-
chef versucht, den
Kurs wieder et-
was nach links
zu verschieben.
Auch er erkann-

te aber die Not-

wendigkeit von Sparmaßnahmen an — und ver-
lor die Wahl im Mai gegen Premierminister Da-
vid Cameron deutlich. Miliband trat daraufhin
als Parteichef ab. Nun wurde der neue Partei-
chef in einer Urwahl bestimmt, die am Donners-
tag endete. Corbyn gab sich aus diesem Anlass
siegessicher: Unter seiner Führung werde La-
bour eine „ernsthaft radikal alternative Bot-
schaft rüberbringen“, sagte er dem Sender ITV.
Die große Unterstützung für seinen Wahlkampf
zeige, dass es „eine gewaltige politische Bewe-
gung da draußen“ gebe, die ihm helfen werde,
die Partei auch ohne breiten Rückhalt in der ei-
genen Parlamentsfraktion zu lenken.

Auftrieb gaben Corbyn die Wahlerfolge der
linken Syriza in Griechenland und von Podemos
in Spanien. Völlig überraschend wurde der bär-
tige Vegetarier vom Außenseiter zum Favoriten
für die Wahl zum Parteichef. Zum Unbehagen
vieler Parteigranden. Ex-Premier Blair lancierte
kurz vor der Urwahl sogar einen Appell an die
Parteimitglieder und warnte vor einer „Selbst-
zerstörung“ von Labour. 

Im Mai gewann Corbyn zum achten Mal in
Folge seinen Parlamentssitz in der Londoner In-
nenstadt und konnte seine Unterstützung sogar
auf 60 Prozent ausbauen — obwohl oder eben
weil er dezidiert sozialistische Positionen ver-
tritt. So sagt er, dass Großbritannien viel von
Karl Marx lernen könne. Angeblich zerbrach
seine zweite Ehe daran, dass er es ablehnte, sei-
nen Sohn in eine Schule zu schicken, die Kinder
nach ihren schulischen Fähigkeiten auswählt. 
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Christian Wulff
(56), früherer
Bundesprä-
sident, strebt
eine aktivere
Rolle in Gesell-
schaft und Öf-

fentlichkeit an. Er wolle „weder
Opfer noch Märtyrer sein,
sondern wieder Akteur und
Handelnder werden“, sagte er
in einem Interview. Inhaltlich
wolle er sich Themen der
Zukunft widmen. „Sie reichen
von der ökologischen Trag-
fähigkeit unserer Erde bei
wachsender Weltbevölkerung
bis hin zur Frage des Friedens
angesichts zunehmender
religiös motivierter Konflikte.“
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Reinhard Marx
(61), Münchner
Erzbischof und
Vorsitzender der
Deutschen Bi-
schofskonferenz,
hat den inner-

kirchlichen Gesprächsprozess
der vergangenen fünf Jahre
gestern auf dem Abschluss-
treffen in Würzburg als Erfolg
bewertet. Die Gesprächsreihe
sollte die katholische Kirche
und ihre Gläubigen wieder
annähern und das nach dem
Missbrauchsskandal beschä-
digte Vertrauen erneuern.
Kritiker vermissen greifbare
Ergebnisse und Reformen.

Peer Steinbrück
(68), SPD-Kanz-
lerkandidat von
2013 und Ex-
Bundesfinanz-
minister, will der
„Bild“ zufolge

seine politische Karriere be-
enden und bei der nächsten
Bundestagswahl 2017 nicht
mehr kandidieren. Steinbrück
habe dies in kleinem Kreis mit
seinem Alter begründet. Sein
Bundestagsbüro teilte gestern
nur mit, Steinbrück werde sich
dazu nicht äußern. Seit 2009
sitzt der SPD-Politiker im
Bundestag, vorher war er u.a.
Wirtschaftsminister in Schles-
wig-Holstein und Minister-
präsident in NRW. FOTOS DPA
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Die Kollision der Frachter „Francisca“
und „RMS Bremen“ auf der Kieler Förde be-
weist einmal mehr, dass blindes Vertrauen in
die Daten eines leuchtenden Bildschirms
oder eines Navigationssystems nicht alles ist.
Immer wieder gibt es auch an Land Meldun-
gen, wonach Autofahrer ihrem Navigations-
gerät selbst auf Bahngleise folgen und nicht
an der Richtigkeit zweifeln, auch wenn sich
die Reifen schon von der Felge gelöst haben.
Auf den Brücken der beiden Frachter muss
es ähnlich gewesen sein. 

Die Sicht war jedenfalls gut, Wind gab es
kaum und auch gefährliche Strömungen wa-
ren nicht vorhanden. Ein markanter Leucht-
turm und ein Dutzend Leuchttonnen kenn-
zeichnen das Fahrwasser von der Schleuse
bis zur Ostsee. Dennoch haben die Ermittler
der Bundesstelle bei den Befragungen den
Schluss gezogen, dass die Besatzungen nicht
dem Blick aus dem Fenster vertrauten, son-
dern den Bildschirmen, um die Schiffe zu
steuern. Als ihnen der Verdacht kam, dass da
etwas nicht stimmen konnte, war es zu spät.
Nicht zuletzt aus diesem Grund predigen alte
Kapitäne ihrem Nachwuchs immer wieder
den Blick aus dem Fenster.

Die Reederei Aida und die deutsche Mari-
ne schicken nicht ohne Grund ihren nauti-
schen Nachwuchs zunächst auf traditionelle
Segelschulschiffe, wo sie ganz ohne Technik
die Seefahrt erfahren müssen. Die Empfeh-
lungen der Bundesstelle sollten Reeder
wachrütteln. Nicht alles, was technisch
machbar ist, macht ein Schiff auch wirklich
sicherer. 
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15 000 Besucher während des fünftägigen
Festivals und rund 10 000 Zuschauer bei wei-
teren Veranstaltungen im Laufe des Jahres.
Filmpreise in 18 Kategorien, dotiert mit zu-
sammen mehr als 30 000 Euro. Mit diesen
wenigen Zahlen wird deutlich: Green Screen
in Eckernförde hat sich in nur neun Jahren
zum größten jährlichen Naturfilm-Festival in
Europa gemausert. Die Anwesenheit vieler
Filmemacher, Produzenten und Vertreter
von TV-Sendern unterstreicht das. Nur beim
Land Schleswig-Holstein ist das noch nicht
angekommen. Eine finanzielle Unterstüt-
zung wird nicht gewährt. Das ist ebenso trau-
rig wie unverständlich.

Jedes Jahr fasziniert Green Screen sein Pu-
blikum aufs Neue mit atemberaubenden,
aber auch kritischen Filmbeiträgen, die dazu
anregen, sich intensiv mit der Natur ausein-
anderzusetzen. Rund 8000 Schulkinder, für
die es eigene Programme gibt, diskutieren
bei Aufführungen mit Filmemachern und
Wissenschaftlern über biologische und öko-
logische Themen. Das ist lebendiger Unter-
richt und gelebter Naturschutz. Doch dem
Land ist das keinen Euro wert.

Im kommenden Jahr feiert Green Screen
sein zehnjähriges Bestehen. Dann werden
neben wenigen bezahlten Mitarbeitern wie-
der mehr als 100 ehrenamtliche Helfer zum
Gelingen des internationalen Naturfilm-Fes-
tivals beitragen. Bis dahin hat die Politik in
Kiel Gelegenheit, es sich doch noch einmal
anders zu überlegen.
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